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Anlage 31.
An den Landtag des Großherzogthums.

Dem geehrten Landtage verfehlt die Staatsregierung ^
nicht , ergebenst mitzutheilen , daß dieselbe im Laufe der !
Finanzperiode 1888/90 die Ausführung mehrerer Hoch - !
und sonstiger Bauten , welche der wegen solcher Bauten ^
vorbehaltenen Genehmigung des Landtages unterliegen ?
werden , aus den Mitteln des Erneuerungsfonds der Eisen - !
bahnverwaltung wegen vorliegenden dringenden Bedürf - '
niffes hat genehmigen müssen.

In dieser Beziehung ist zunächst die Vermehrung der
Lagerräume , sowie die Verlängerung des Kopfes des See - ^
güterschuppenpiers in Nordenham zu erwähnen mit dem i
Bemerken , daß zu diesen Anlagen und den für dieselben ^
aus dem Erneuerungsfonds gemachten Verwendungen zum !
Gesammtbetrage von 39 000 ^ der in diesem Frühjahr !
zusammengetretene außerordentliche Landtag die von der j
Staatsregierung beantragte nachträgliche Zustimmung !
bereits ertheilt hat . Sodann kommen weiter in Betracht : !

1. Die provisorische Erweiterung des Maschinen - ^
Hauses auf dem Bahnhof Oldenburg . l

Die im Voranschlag des Erneuerungsfonds für die
laufende Finanzperiode aufgenommene Erweiterung und !
Veränderung , der Lokomotivschuppen -, Werkstätten - und
Magazin -Anlagen auf dem Bahnhof Oldenburg , wozu der ^
Landtag die beantragten Mittel aus dem Erneuerungs - ^
fonds zum Betrage von 218 600 bewilligt hatte , ist ^
nicht zur Ausführung gebracht , da sich später eine weitere

'Vergrößerung der Bahnhossanlagen als ein Bedürfniß !
herausstellte . Dieser Umstand hat im Jahre 1888 eine !
abermalige provisorische Erweiterung des Maschinenhauses , ^
wie solche zum ersten Male schon im Jahre 1886 vor¬
genommen war , erforderlich gemacht , um vorläufig wenig - ^
stens vier neue Lokomotivstände schaffen zu können . !

Der Anbau ist in einfachster Weise ausgeführt worden ^
und hat 4668 ^ 80 gekostet.

2 . Die Erweiterung der Hochbauten auf dem Bahnhof !
Jever.

In Folge der Anlegung der Eisenbahn Jever -Caro - ^
linensiel mußten auf dem Bahnhof Jever ein Lokomotiv¬
schuppen für vier Stände , eine Wasserstation mit Wohnung
für den Maschinenwärter , ein Nebengebäude , enthaltend !
Stall , Abort , Verwahr - und Ausgabebühne für Torf und !
Kohlen , sowie ein Wohnhaus für zwei Lokomotivbeamte !
gebaut werden . Die Kosten dieser Baulichkeiten waren !
un Ganzen zu 29 200 ^ veranschlagt , wovon 24 500 -.̂ !
auf den Baufonds der Jever -Carolinensieler Bahn über - ^
nommen sind , und 4700 ^ als Antheil der Staatsbahn
wegen der Mitbenutzung der Anlagen in den Voranschlag !
des Erneuerungsfonds der Eisenbahnverwaltung für die !
laufende Finanzpcriode eingestellt und vom Landtage be- !
willigt waren . Bei Inangriffnahme der Bauten ergab !
sich, daß ein Theil derselben , welcher in eine Viehtränke !

siel , einer etwa 2 Meter tieferen Fundamentirung , als
ursprünglich vorgesehen war , bedurfte , wodurch zugleich die
Anlage eines Kellers ermöglicht wurde , dessen Einrichtung
als Magazinraum sehr wünschenswerth war . Es sind
hierdurch 6300 ^ Mehrkosten verursacht . Da nun die
Betheiligung des Staats an den gesummten Baukosten mit
der bisher bewilligten Summe von 4700 welche nur
den Bauwerth von zwei Lokomotivständen reprüsentirt , mit
Rücksicht auf die im Interesse der Staatsbahn liegenden
Mitbenutzung sämmtlicher in Rede stehender Anlagen
offenbar unzureichend war und dem Baufonds der Jever-
Carolinensieler Bahn eine Uebernahme der weiter erfor¬
derlich gewordenen Kosten nicht wohl zugemuthet werden
konnte , glaubte die Staatsregierung eine Deckung dieser
Mehrkosten aus den Mitteln des Erneuerungsfonds der
Eisenbahnverwaltnng mit der Maßgabe genehmigen zu
müssen , daß die für die Umsetzung des Kohlenschuppens
auf Bahnhof Sande , welche Anlage wegen der in Jever
getroffenen Einrichtungen unausgeführt bleiben kann , zur
Verfügung stehende Summe von 750 zu obigem Zweck
mitverwendet werde.

3 . Der Umbau des Bahnhofs Leer.
Auf dem von der Oldenburgischen Eisenbahnverwaltung

vertragsmäßig mitbenutzten Preußischen Bahnhof Leer hat
sich in Folge der Steigerung des Verkehrs , insbesondere
des Badeverkehrs , die Nothwendigkeit erheblicher baulicher
Aenderungen ergeben , welche im Wesentlichen in der Ver¬
bindung des Haupt - und des Mittelperrons durch einen Per¬
sonentunnel und der dadurch bedingten Verschiebung der
Geleisanlagen bestehen . Die Kosten dieser Aenderungen
betragen nach dem von Preußischer Seite ausgestellten
Projekt im Ganzen 73 500 wovon nach den Bestim¬
mungen des wegen der Mitbenutzung des Bahnhofes Leer
bestehenden Vertrages vom 11 ./13 . December 1878
22 800 ^ der Oldenburgischen Eisenbahnverwaltung zur
Last fallen . Das Projekt ist von der Großherzoglichen
Eisenbahndirektion geprüft und konnte dasselbe um so
weniger beanstandet werden , als die in Aussicht genomme¬
nen Aufwendungen in höherm Grade dem Oldenburgischen
als dem übrigen Verkehr des Bahnhofs Leer zu Gute
kommen . Unter diesen Umständen und da von Preußischer
Seite im Interesse der Sicherheit des Verkehrs auf bal¬
digste Ausführung der Anlagen gedrängt wurde , glaubte
die Staatsregiernng ihre Zustimmung zu der Ausführung
ertheilen und die Uebernahme des diesseitigen Antheils an
den Kosten zum Betrage von 22800 auf den Etat
des Erneuerungsfonds pro 1889 genehmigen zu müssen.

Jndem die Staatsregierung sich bereit erklärt , etwa
gewünschte nähere Erläuterungen unter Vorlegung der
Pläne und Kostenanschläge im Ausschüsse zu geben , läßt
dieselbe beantragen , der geehrte Landtag wolle seine nach-
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trägliche Zustimmung zu der Ausführung der unter Ziffer
1—3 erwähnten baulichen Anlagen ertheilen.

Zugleich wird gebeten, auch die nachstehend aufge-
fiihrten Anlagen hochbaulicher Art, welche in der Finanz-
pcriode 1888/90 gleichfalls wegen dringenden Bedürfnisses!
aus den Mitteln des Erneuerungsfonds ausgesührt werden
mußten, soweit erforderlich nachträglich genehmigen zu
wollen:

1. Verkleidung der offenen Seite der Umladebühne
auf Bahnhof Weener, veranschlagt zu . 500

2. Herstellung eines Petroleumkellers
daselbst. . 270 „

3. Herstellung einer Umladebühne auf
Bahnlof Oldenburg(für Petroleum) . 1500 „

4. Einrichtung eines Durchgangs durch
das Hauptgebäude zu Weener . . . 700 „

Oldenburg, 1890 Oktober 18.

5. Verlängerung der Umladebühne in Qua¬
kenbrück. 1280 ^

6. Einrichtung eines Botenzimmers zwischen
den Direktionsgebäuden in Oldenburg. 1000 „

7. Herstellung eines Aborts zu Schierbrook 300 „
8. Einrichtung des Wagenschuppens in

Delmenhorst als provisorischer Lokomo¬
tivschuppen und Verlegung der Wasch¬
küche im dortigen Stationsgebäude, zu¬
sammen . 1200 „

9. Herstellung eines Aborts beim Direktions¬
gebäude in Oldenburg . 1000 „

10. Einrichtung von drei Büreauzimmern
im Direktionsgebäude daselbst . . . 1150

Staatsministerium.

Jansen.

Bartel.

Anlage 32.
An den Landtag des Großherzogthums.

Dem geehrten Landtage werden gemäß Artikel 196
8 2 des Staatsgrundgesetzes:

a. das von der Buchhalterei des Finanzbüreaus ge¬
führte und vom Haupt-Kassen-Kontroleur als richtig
attestirte Generalkonto über die Einnahmen und
Ausgaben der Centralkasse des Großherzog¬
thums  für die Jahre 1885, 1886 und 1887,

b. das Hauptbuch über die Einnahmen und Aus¬
gaben der als besondere Abtheilung der Central¬
kasse bestehenden Serviskasse für dieselben Jahre,

o. eine Nachweisung der Einnahmen und Ausgaben
der Centralkasse für die Finanzperiode 1885/87
in Vergleichung mit dem Voranschläge,

mit dem Ersuchen um demnächstige Rückgabe vorgelegt.
Die unter e. erwähnte Uebersicht ergiebt in ihrem

Abschlüsse(Bemerkung zu 8 14 der Ausgaben) eine durch
Landtagsbewilligung nicht gedeckte Mehrausgabe von
831 844 c/L 95 welche lediglich durch vermehrte Ma-
trikularbeiträge entstanden ist, der indeß neben erheblichen
Minderausgaben bedeutende, die obige Mehrausgabe weit
übersteigende Mehr-Einnahmen an Reichs-Zoll- und Steuer-

Oldenburg, den 23. Oktober 1890.

Antheilen gegenüberstehen, so daß nicht nur die zu 386 500
veranschlagten Beiträge der Provinzen erspart sind, sondern
als Ueberschuß der Centralkasse einschließlich eines aus der
Finanzperiode 1882/84 in die Finanzperiode von 1885/87
übergegangenen Kassenbestandes von 20137 ^ 58 ŝ,
die Summe von 68 527 ^ 61 an die Landeskassen
der Provinzen gezahlt werden konnte.

Die Hauptbücher über die Einnahmen und Ausgaben
der Centralkasse für die bezeichneten Jahre werden von der
Buchhalterei, bei der aucb die sämmtlichen dazu gehörigen
Belegstücke zur etwaigen Einsicht bereit liegen, auf Er¬
fordern mitgetheilt werden.

Da der Voranschlag für 1885/87 die Ermächtigung,
den Mehrbedarf an Matrikular-Beiträgen aus den Ein¬
nahmen an Reichs-Zoll- und Steuer -Antheilen zu decken,
noch nicht enthält, eine derartige Ermächtigung vielmehr
erst für 1888/90 durch die Anmerkung4 zum Voranschlag
für 1888/90 ertheilt ist, ist zu der obigen Ueberschreitung
der Ausgabe — 831 844 95 die nachträgliche Ge¬
nehmigung des geehrten Landtags erforderlich, welche das
Staatsministerium hierdurch beantragt.

Staatsministerium.

Jansen.

Drost.
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Anlage 33.
An den Landtag des Großherzogthums.

Dem geehrten Landtage werden in Gemäßheit des
Artikels 196 K 2 des Staatsgrundgesetzes hierneben in
den betreffenden, von der Buchhaltern des Finanzbüreaus
geführten und vom Hauptkassen-Kvntroleur als richtig
attestirten Büchern die Rechnungen der Landes lasse
des Herzogthums Oldenburg  für die Finanzperiode
1885/87 und der zugehörigen Nebenkassen überreicht und
zwar:

1. das Hauptbuch über die Einnahmen der Landcs-
kasse für 1885, 1886 und 1887,

2. das Generalkonto über die Ausgaben der Landes¬
kasse für dieselben Jahre,

3. das Hauptbuch über die Einnahmen und Ausgaben
der Eisenbahnbaukasse für 1885 und 1886 (im
Jahre 1887 sind für diese Kasse bei der Haupt-
kassen-Verwaltung weder Einnahmen noch Ausgaben
vorgekommen),

4. das Hauptbuch der Einnahmen und Ausgaben an
Kautionsgxldcrn für 1885, 1886 und 1887

mit dem ergebensten Bemerken, daß das Hauptbuch über
die Ausgaben der Landeskasfe für die genannten drei
Jahre (12 Bände) von der Buchhalterei. bei der auch die

Oldenburg, den 23. Oktober 1890.

sämmtlichen Belegstücke zur etwaigen Einsicht bereit liegen,
auf Erfordern mitgetheilt werden wird.

Ferner erfolgt hiebei eine Nachweisung der Einnah¬
men und Ausgaben der Landeskasse für die Finanzperiode
1885/87 im Vergleich mit den Voranschlagsbeträgen.
Diese Nachweisung ergiebt in ihrem Abschlüsse(Bemerkung
zu Ausgabe — H 173) eine durch Landtags-Bewilligung
nicht gedeckte Mehrausgabe von 2065 ^ 47 f̂, welcher
übrigens ganz erhebliche Minder-Ausgaben, zusammen
1 275 468 ^ 62 gegenüberstehen. Wegen der Mehr¬
ausgaben wird auf die in der Nachweisung den betreffenden
Paragraphen angefügten kurzen Begründungen Bezug ge¬
nommen.

Indem das Staatsministerium noch bemerkt, daß dem
Landtags-Ausschüsse auf Wunsch speziellere Begründungen
der einzelnen Mehrausgaben zugehen werden, beantragt
dasselbe:

der geehrte Landtag wolle zu der Ueberschreitung
der Extraordinarien der Landeskasse pro 1885/87
im Restbeträge von 2065 -/L 47 seine Ge¬
nehmigung nachträglich ertheilen.

Die Anlagen dieses Schreibens werden demnächst zu¬
rückerbeten.

Staatsministerium.

Jansen.

D r o st.

Anlage 34.
An den Landtag des Großherzogthums.

Dem geehrten Landtage beehrt sich das Staatsmini-
fterium die ergebenste Mittheilung zu machen, daß die in
der Landtags-Registratur befindlichen Jnventarien der zur
Eisenbahn gehörigen Gebäude und Grundstücke bei der
Großherzoglichen Eisenbahn-Direktion der Fortschreibung
bis zum 1. Oktober d. Js . unterzogen worden sind. Zum
Inventar der Eisenbahn Ahlhorn-Vechta wird bemerkt,

Oldenburg, 1890 Oktober 27.

daß in demselben die Nachtragung der Gebäude und
Grundstücke der Strecke Vechta-Lohne geschehen ist, daß
dagegen die Gemeinde Großenkneten auch jetzt noch nicht
vollständig hat eingetragen werden können, weil die dortigen,
zum Thcil aus der Ahlhorner Gemeinheits-Theilung her-
rührenden, Grundflächen noch nicht sämmtlich in's Kataster
übernommen sind.

Staalsministerium.

Jansen.

Bartel.
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Anlage 35.
An den Landtag des Großherzogthums.

Indem das Staatsministerium dem geehrten Landtage
in der Anlage einen Gesetzentwurf , betreffend Aenderung
der Artikel 8 und 80 der revidirten Gemeinde -Ordnung,
vorlegt , wird zur Begründung des Entwurfs das Nach¬
stehende bemerkt:

Zu Artikel  1 . Ueber die Anmeldung von neu ein¬
ziehenden Personen sind zwar in den ZZ 2 und 3 des Ar¬
tikels 8 der revidirten Gemeindeordnung Bestimmungen
getroffen , dieselben genügen aber , wie die Erfahrung erge¬
ben hat , nicht , um den Gemeindebehörden die ihnen noth-
wendige Kenntniß über die gesammten persönlichen Verhält¬
nisse der neu Einziehenden zu verschaffen . Vorschriften in
Betreff der Abmeldung von fortziehenden Personen sind
nicht getroffen und ist dieser Mangel von den Gemeinde¬
behörden als eine Lücke empfunden . Im Königreiche Preußen
und insbesondere in der benachbarten Provinz Hannover
find im Wege der Polizei -Verordnung über die Anmel¬
dung von neu Einziehenden und über die Abmeldung von
Fortziehenden nähere Bestimmungen getroffen und sind im
Anschlüsse an dieselben Formulare für die Ausstellung von
Anmeldescheinen und Abzugsattesten vorgeschrieben . Bei
den vielfachen Beziehungen zwischen dem Herzogthum und
der Provinz Hannover empfiehlt es sich , dem dortigen
Vorgehen sich anzuschließen . Dazu soll dem Staatsinini-
sterium durch den Artikel 1 des Entwurfs die Ermächti¬
gung gegeben werden . Auf dem hier in Frage stehenden
Gebiete die Einzelheiten durch Gesetz festzulegen , erscheint
schon im Hinblick darauf nicht gerathen , daß die Angaben,
welche von den betreffenden Personen bei Ein - und Fort-
zügcn zu verlangen find , den wechselnden desfälligen Be¬
dürfnissen der Verwaltung stets angepaßt werden müssen,
wie denn auch in Preußen die Detailbestimmungen nicht
gesetzlich fixirt sind.

Wenn der Entwurf dem Staatsministerium auch die
Ermächtigung gicbt , die Anmeldungen von Umzugsfällen
in der Gemeinde vvrzuschreiben , so ist hervorzuheben , daß
von dieser Ermächtigung , wenn überhaupt , doch wohl nur
für größere Gemeinden Gebrauch zu machen sein wird.

In Betreff der Bestrafung der gegen die zu erlassen¬
den Vorschriften vorkommenden Uebertretungen wird es bei
den bisherigen Bestimmungen zu belassen sein.

Es ist wiederholt zur Sprache gekommen , daß die
Bestimmung im Artikel 8 Z 1 der revidirten Gemeinde-
Ordnung , soweit solche den Gemeindevorstehern die Pflicht
auflegt , neben dem selbstverständlich erforderlichen Verzeich¬
nisse der Gemeinde bürg er,  auch ein Verzeichniß aller
Gemeindeangehörigen zu führen , einen nicht unerheblichen,
dem Nutzen nicht entsprechenden Arbeitsaufwand des Ge¬
meindevorstehers erfordere . Es erscheint unbedenklich , diese
Vorschrift aufzuheben , zumal durch die in Aussicht 'genom-
mene bessere Regelung des An - und Abmcldewesens und
die in dieser Beziehung zu führenden Listen den Gemeinde-

Vorständen das für die Kenntniß der Bevölkerungsverhält¬
nisse relevante Material in genügender Weise künftig zur
Disposition stehen wird.

Zu Artikel  2 . Auf Grund des Artikels 80 der
revidirten Gemeinde -Ordnung sind in mehreren Gemeinden
des Herzogthums Krankenkassen für Dienstboten in der
Weise eingerichtet , daß den Dienstboten in Krankheitsfällen
freie Verpflegung , in der Regel Hospitalverpflegung , ge¬
währt wird . Vom Amtsrathe des Amtsverbandes Butja-
dingen ist darauf hingewiesen , daß die Einrichtung solcher
Kaffen für kleine  Gemeinden wegen des damit verbun¬
denen Risikos bedenklich erscheine und daß es deshalb er¬
wünscht sei , wenn auch den Amtsverbänden neben den
Gemeinden die den letzteren im Artikel 80 <üt , gewährte
Berechtigung ertheilt werde . Die große Mehrzahl der
Amtsvorstände hat sich dieser Auffassung angeschlossen und
kann auch die Staatsregierung die Ausdehnung nur für
gerathen erachten.

Im Einzelnen ist zu dem Artikel 2 des Entwurfs nur
hervorzuheben:

1 . Die Ausdehnung ist auf Krankenkassen für Dienst¬
boten  beschränkt , da nur für eine solche Ausdeh¬
nung ein Bedürfniß hervorgetreten ist , wie denn
auch die übrigen desfälligen für Gewerbsgehülfen,
Lehrlinge re. im Artikel 80 getroffenen Bestimmun¬
gen durch die neuere sozialpolitische Gesetzgebung im
Wesentlichen bedeutungslos geworden sind.

2 . Die Bestimmung , wonach der Amtsverband berech¬
tigt sein soll , die Einrichtung auf Theile des Amts¬
verbandes zu beschränken , erscheint schon im Hin¬
blick darauf gerechtfertigt , daß in denjenigen Amts¬
verbänden , in welchen die eine oder andere Gemeinde
von dem Rechte des Artikels 80 Gebrauch gemacht
hat , es möglich sein muß , für die übrigen Gemein¬
den durch ein Amtsverbandsstatut die Krankenpflege
der Dienstboten zu regeln . Es erscheint eine solche
Befugniß auch nicht etwa von dem Gesichtspunkte
aus bedenklich , daß dadurch ein nicht gerechtfertig¬
tes Eingreifen in einen principaliter den einzelnen
Gemeinden zuftehenden Wirkungskreis eintreten kön¬
ne , da in den Fällen , in welchen ein solcher Ein¬
griff allen Umständen nach anzunehmen wäre , den
vom Amtsrathe beschlossenen desfälligen statutari¬
schen Bestimmungen die erforderliche Genehmigung
zu versagen sein würde . Daß eine für eine Ge¬
meinde eingerichtete Kaffe nicht durch ein Statut
des Amtsverbandes aufgehoben werden kann und
daß für diejenigen Gemeinden , für welche der Amts¬
verband statutarische Bestimmungen getroffen hat,
die dcsfällige Berechtigung der betreffenden Ge¬
meinden ruhen muß , ist zur Vermeidung von Kolli-
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sionsfällen geboten und wird solches, um jeden
Zweifel zu vermeiden, im Gesetze ausdrücklich aus¬
zusprechen sein.

Die Staatsregierung ersucht hiernach den geehrten
Landtag, dem angeschlossenen Gesetzentwurf seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung zu ertheilen. '

Oldenburg, 1890 Oktober 29.
Staatsministerium.

Jansen.
Bartel.

Nebenanlage zu Anlage 35.
Entwurf

eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung der Artikel 3 und 80 der
revidirten Gemeinde - Ordnung.

Artikel 1.
Das Staatsministerium ist ermächtigt, Vorschriften

über das Meldewesen bei Einzügen in eine Gemeinde, bei
Fortzügen aus einer Gemeinde und beim Wechsel der Woh¬
nung in einer Gemeinde mit der Wirkung zu erlassen, daß
damit die HZ2 und 3 des Artikels8 der revidirten Ge¬
meinde-Ordnung vom 15. April 1873 sowie die Bestim¬
mung des H 1 des gedachten Artikels über die Führung
von Verzeichnissen der Gemeindeangehörigenaußer Anwen¬
dung treten. Uebertretungen dieser Vorschriften werden
mit einer vom Gemeindevorstande zu erkennenden Ordnungs¬
strafe von 1 bis 15 ^ bestraft.

Artikel  2.

Dem Artikel 80 der revidirten Gemeinde-Ordnung
wird als Absatz3 hinzugefügt:

Die nach Absatz1 und 2 den Gemeinden zustehende
Berechtigung, soweit solche auf die Einrichtung von Kran¬
kenkassen für Dienstboten sich bezieht, soll auch den Amts¬
verbänden für die sämmtlichen oder auch für mehrere Ge¬
meinden ihres Bezirks, soweit dieselben ihrerseits von der
desfälligen Berechtigung keinen Gebrauch gemacht haben,
zustehen. Für die von dem Statute des Amtsverbandes
befaßten Gemeinden fällt die Berechtigung der letzteren weg.

Anlage 36.
An den Landtag des Großherzogthums.

Dem geehrten Landtage überreicht das Staatsmini¬
sterium in Gemäßheit des Z 10 der AnlageI zum Staats¬
grundgesetze in den Anlagen

A. die von der Buchhalterei des Finanzbüreaus ge¬
führten und vom Haupkassen-Kontroleur als richtig
attestirten, die Stelle der Rechnungen vertretenden
Hauptbücher wegen der Einnahmen und Ausgaben
der Kronqutskasse  des Herzoqthums Oldenburg
für 1887, 1888 und 1889,

Oldenburg, 1890 Oktober 30.

b. die Krongutskasse-Rechnungen des Fürstenthums
Lübeck für 1885, 1886 und 1887,

v. die Krongutskasse- Rechnungen des Fürstenthums
Birkenfeld für 1887, 1888 und 1889,

mit dem Bemerken, daß zu diesen Rechnungen Revisions¬
bemerkungen, welche auf dre Rechnungsresultate von Ein¬
fluß gewesen, nicht aufzustellen waren.

Der geehrte Landtag wird um demnächstige Rück¬
sendung der Rechnungen ersucht.

Staatsministcrium.

Jansen.

Hube r.
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37.Anlage
__ y

An den Landtag des Großherzogthums.

Bei den Verhandlungen des 23 . Landtags des Groß¬
herzogthums ist über verschiedene aus der Mitte des Land¬
tags gestellte Anträge , betreffend die Revision der Wege¬
gesetzgebung für das Herzogthum Oldenburg , berathen
worden . Zunächst ward der Antrag gestellt , den Artikel
34 der Wegeordnung vom 12 . Juli 1861 , wonach die
Wegpflicht der Gemeinden auf allen zur Gemeinde gehöri¬
gen , der Besteuerung zu Zwecken der Gemeinde unterwor¬
fenen Grundstücken nach der Größe  derselben haftet und
nur in den Gemeinden , welche lediglich Geestboden haben,
auch die Güte des Landes bei Bertheilung der Wegelast
berücksichtigt werden kann , dahin zu ändern , daß auch in den
Gemeinden mit gemischtem Distrikte die Güte des Landes
bei Bertheilung der Wegelast solle Berücksichtigung finden
können . Sodann ward eine Aenderung des Gesetzes vom
20 . März 1879 über die Anwendung der Wegeordnung
auf die Amtsverbandswege beantragt . Der Artikel 4 die¬
ses Gesetzes bestimmt , daß die Kosten der Unterhaltung der
Amtswege nach den im Artikel 34 der Wegeordnung fest¬
gestellten Grundsätzen über die Konkurrenz zu den Wege¬
lasten aufgebracht werden . Statt dieses Beitragsfußes
wollte der letztgedachte Antrag die Gesammtsteuer gesetzt
wissen . Beide Anträge wurden von dem Landtage abge-
lehnt und schließlich folgender Antrag in der Sitzung des
Landtages vom 14 . Dezember 1887 angenommen:

Der Landtag ersucht die Großherzogliche Staats-
regierung , dem nächsten ordentlichen Landtage eine Vor¬
lage , betreffend Revision unserer gesammten Wegegesetz¬
gebung , speziell der Wegeordnung für das Herzogthum
Oldenburg und des Gesetzes vom 20 . März 1879 , betref¬
fend Unterhaltung u . s. w . der Amtsverbandswege , zu
machen.

Die Staatsregierung hat Veranlassung genommen,
eine nähere Prüfung der Frage , ob und in wieweit eine Re¬
vision der Wegegesetzgebung des Herzogthums erforderlich
sei , eintreten zu lassen und glaubt dieselbe , wie nach ihren
eigenen bisherigen Wahrnehmungen so auch auf Grund
der nunmehr angestellten Ermittelungen annehmen zu sol¬
len , daß sich die Wegeordnung und das Amtswegegesetz
von 1879 im Großen und Ganzen in der Praxis bewährt
haben , und ein Bedürfniß , eine durchgreifende Aenderung
der gesammten Wegegesetzgebung in Aussicht zu nehmen,
bis dahin nicht hervorgetreten ist . Vielmehr hat die vor¬
stehende Prüfung ergeben , daß keine Veranlassung vorlie¬
gen dürfte , die Grundlagen der bestehenden Gesetze zu än¬
dern , vielmehr wird nur in Frage kommen können , ob und
in welcher Richtung etwa in einzelnen Punkten eine Aenderung
bestehender gesetzlicher Bestimmungen erforderlich erscheint.
Insbesondere werden hier folgende Punkte hervorzuhe¬
ben sein:

1 . Soll der Beitragssuß zu den Gemeindewegelasten
geändert werden?

Anlagen . XXIV. Landtag.

2 . Liegt ein Bedürfniß vor , die Vorschriften über
Aufbringung der Unterhaltungskosten der Amts¬
wege zu ändern?

3 . Soll der Grundsatz einer Vorbelastung der zu¬
nächst Bctheiligten in unsere Wegegesetzgebung in
größerem Umfange , als dies jetzt der Fall ist.
eingeführt werden?

4 . Bedarf die Organisation der Feldwege einer Aen¬
derung ?

Bevor indeß die Staatsregierung an die Frage der
Ausarbeitung einer Gesetzesvorlage über Aenderung solcher
Punkte der Wegegesetzgebung herantritt , muß dieselbe wün¬
schen , sich zunächst darüber zu vergewissern , in welchem
Sinne insbesondere in Beziehung auf die hervorgehobenen
Punkte der Antrag des Landtages auf Revision der Wege¬
gesetzgebung zu verstehen ist , und gestattet sie sich demnach
mit Beziehung auf Artikel 142 des Staatsgrundgesetzes
den geehrten Landtag um eine gefällige weitere Erklärung
über die bei solcher Revision nach seiner Auffassung zu be¬
folgenden Grundsätze ergebenst zu ersuchen . Dabei wird
bemerkt , daß sich die Berichte der unteren Verwaltungs¬
behörden , welche durchweg nach Anhörung der Gemeinde¬
vorstände , bezw . Gemein deräthe , oder von Mitgliedern der
Amtsvorstände , bezw . Amtsräthe erstattet sind , wie nach¬
stehend angeführt , aussprechen:

1 . Beitragsfuß zu den Gemeindewegelasten.

Die Bestimmungen des Artikels 34 der Wegeordnung
haben bereits bei den Verhandlungen des Landtages vom
Jahre 1861 über den Entwurf der Wegeordnung zu
eingehenden Erörterungen geführt . Die Vorlage der
Staatsregierung wollte — Artikel 36 des Entwurfs , Land¬
tagsverhandlungen von 1861 Seite 645 und 688 — die
Wegpflicht der Gemeinde lediglich nach der Größe des
Landes vertheilen . Dieser Grundsatz fand aber nicht den
Bestall des Landtages , und war der zur Begutachtung des
Entwurfs gewählte Ausschuß in Bezug auf die Hauptfrage,
yb die Wegpflicht über die Grundstücke lediglich nach
deren Größe , oder ob sie nach deren Güte zu vertheilen
sei , getheilter Ansicht — Landtagsverhandlungen Seite
2006 — , sodaß die zum Gesetze erhobene jetzige Fassung
des Artikels 34 auf einem Kompromisse zwischen den beiden
sich gegenüber stehenden Auffassungen beruht . Die Frage
nun , liegt ein Bedürfniß vor , den Artikel 34 zu ändern?
wird

a . vom Amte Oldenburg verneint , mit dem Bemerken,
daß sämmtliche Gemeinderäthe die Beibehaltung
der jetzigen Bestimmungen wünschen , übrigens sei
von der Befugniß des Artikels 34 , die Güte des
Landes heranzuziehen , bisher von keiner Gemeinde
Gebrauch gemacht.
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k>. Das Amt Westerstede glaubt , daß keine Veranlassung
vorliege , den Artikel 34 zu ändern . Die 4 Ge¬
meinden des Amtsbezirks hätten von der Befugniß,
die Güte des Landes heranzuziehen , bei Vertheilung
der Weglast Gebrauch gemacht.

e . Das Amt Varel hat die Gemeindevorsteher und
Mitglieder des Amtsvorstandes über die Angelegen¬
heit gehört und berichtet , daß keine Klagen über

' die Bestimmungen des Artikels 34 laut geworden
sind.

ä . Das Amt Jever berichtet , Klagen über den Artikel
34 seien zwar nicht hervorgetreten , nun aber die
Frage einer Aendernng der jetzigen Bestimmungen
angeregt sei , seien doch verschiedene Stimmen laut
geworden , welche eine Aendernng wünschen . Die
Marschgemeinden wünschten den Artikel 34 bcizu-
behaltcn , die Gemeinden Schortens und Sillenstede
dagegen , welche gemischten Boden haben , wünschen
eine Aendernng und Berücksichtigung der Bonität.

e . Das Amt Butjadingen berichtet im Einverständnisse
mit der Mehrheit der Gemeindevorsteher , daß die
Vertheilung der Gemeindewegelasten nach Hektaren
seit langem eingebürgert sei und , soweit dem Amte
bekannt , zu Beschwerden keine Veranlassung gegeben
habe.

k. Das Amt Brake berichtet , die gutachtlich gehörten
Gemeindevertretungen hätten nur unwesentliche Aen-
derungen unserer Wegegesetzgebung vorgeschlagen.
Soweit dem Amte bekannt , seien aus den Bestim¬
mungen des Artikels 34 wirkliche Härten nicht er¬
wachsen.

x . Das Amt Elssleth spricht sich gegen eine Aen-
derung des Artikels 34 aus , da man im Amtsbezirk
mit den jetzigen Bestimmungen zufrieden sei.

ll . Das Amt Delmenhorst berichtet , in der Marsch¬
gemeinde Altenesch und den reinen Geestgemeinden
sei man mit den jetzigen Bestimmungen zufrieden,
Klagen seien laut geworden vorzugsweise aus den
Gemeinden mit gemischtem Distrikte : Hasbergen,
Schönemoor , Stuhr.

i . Auch das Amt Wildeshausen berichtet , daß hinsicht¬
lich des Konkurrenzfußes zu den Gemeindewegelasten
Beschwerden nicht vorgebracht seien.

L . Aus den Vorlagen des Amtes Vechta ergiebt sich,
daß eine Reihe von Gemeindevorständen hervor¬
heben , daß Klagen über den Konkurrenzfnß des
Artikels 34 nicht laut geworden sind . Das Aint
ist der Ansicht , daß die Bonität stets zu berück¬
sichtigen und für die Unterhaltung der Gemeinde¬
straßen die Gesammtsteuer zur Hälfte und die boni-
tirte Größe zur anderen Hälfte zu Grunde zu
legen sei.

l . Das Amt Cloppenburg empfiehlt im Einvcrständniß
mit der Mehrheit der Gemeindevorsteher die Ge¬
meindelasten nach der Grund - und Gebäudesteuer
zu repartiren.

w . Das Amt Friesoythe berichtet , daß über die Be¬
stimmungen des Artikels 34 bisher keine Klagen laut
geworden seien.

Nach dem Ergebnisse der vorstehenden Berichte wird,
da die überwiegende Mehrzahl der Aemter sich für Bei¬
behaltung der bestehenden Bestimmungen ausspricht , an¬
scheinend an dem Grundsätze des Artikels 34 nicht zu rüt¬
teln sein , auch im Hinblick darauf , daß der Repartitions-
modus des Artikels 34 seit 1862 in Kraft ist und im
Ganzen zur Zufriedenheit der Bevölkerung gilt.

2 . Beitragsfuß zur Unterhaltung der Amtswege.

Die Kosten der Erbauung von Amtschausseen werden
gemäß Artikel 88 Z 1 der revidirten Gemcindeordnung
auf die einzelnen Gemeinden des Amtsverbandes nach dem
Maßstabe der Gesammtsteuer vertheilt , wenn nicht aus be¬
sonderen Gründen ein besonderer Repartitionsmodus vom
Amtsrathc beschlossen und oberlich genehmigt wird.

Die Kosten der Unterhaltung der Amtschausseen wer¬
den dagegen zufolge des Artikels 4 ß 2 des Amtswegegesetzes
vom 20 . März 1879 nach den im Artikel 34 der Wege¬
ordnung festgestellten Grundsätzen über die Konkurrenz zu
den Wegelasten aufgebracht . Hiernach sind die Unterhal¬
tungskosten der Amtschausseen auf die einzelnen Gemeinden
nach der Größe derselben zu repartiren und die so auf die
einzelne Gemeinde fallende Summe ist wiederum nach den
Grundsätzen des Artikels 34 auf die einzelnen Steuerpflich¬
tigen zu vertheilen . In allen Amtsbezirken kann der Amts¬
rath mit Genehmigung des Staatsministeriums beschließen,
daß bei Vertheilung der Unterhaltungskosten der Amtswege
auf die einzelnen Gemeinden auch die der Gebäudesteuer
unterworfenen Baulichkeiten , jedoch nur bis zu einem be¬
stimmten Betrage , berücksichtigt werden sollen . In den¬
jenigen Aemtern , welche nur Geestboden haben , kann der
Amtsrath außerdem vorbehältlich der oberlichen Geneh¬
migung beschließen , daß bei Vertheilung der Unterhaltungs¬
kosten der Amtswege auf die einzelnen Gemeinden auch die
Güte des Landes zu berücksichtigen ist.

Amtschansseen giebt es in folgenden Amtsbezirken:

a . Varel . Hier wünscht man die bestehenden Vorschrif¬
ten wegen Unterhaltung der Amtschausseen beizu¬
behalten.

d . Jever . Eine Anzahl von Gemeinden wünscht die
geltenden Bestimmungen beiznbehalten , während
andere eine Vertheilung der Unterhaltungslast nach
der Gesammtsteuer befürworten.

o . Butjadingen . Das Amt hält eine Ueberweisung der
Unterhaltungskosten der Amtswege guf die Ge¬
sammtsteuer nur dann für angezeigt , wenn gleich¬
zeitig die Herstellungskosten dem Grundbesitz über¬
wiesen werden . Zunächst müsse jedoch die Be¬
steuerung der einheimischen Fvrensen anderweitig
geregelt werden.

ä . In Wildeshausen sind wiederholt Klagen wegen
der Aufbringung der Unterhaltungskosten der Amts¬
wege laut geworden , da die jetzigen Bestimmungen
dahin führen , daß die am wenigsten leistungsfähige,
bei den Amtswegen gar nicht interesstrte Gemeinde
Großenkneten den zweitgrößten Beitrag leisten muß.
Das Amt empfiehlt , die Unterhaltungskosten der
Amtswege nach der Gesammtsteuer zu repartiren.
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e . Vechta . Das Amt empfiehlt , für die Unterhaltung
der Amtschausseen die Gesammtsteuer zu Grunde
zu legen.

f . Cloppenburg . Das Amt empfiehlt , die Unterhal¬
tungskosten der Amtswege nach der Grund - und
Gebäudesteuer zu vertheilen . Hiezu darf bemerkt
werden , daß dieser Vertheilungsmodus , wie oben
angeführt , im Wesentlichen auch schon auf Grund
der geltenden Bestimmungen verwirklicht werden
kann.

3 . Soll der Grundsatz einer Vorbelastung der zu¬
nächst Betheiligten in unsere Wegegesetzgebung
in größerem Umfange , als dies jetzt der Fall ist,

eingeführt werden?
Die Wegeordnung kennt eine Vorbelastung der zunächst

Betheiligtcn nicht , vielmehr hat nach Artikel 49 die Her¬
stellung eines neuen Gemeindeweges auf Kosten der gan¬
zen Gemeinde zu erfolgen . Dem gegenüber schreiben die
neueren Gesetze , z. B . die Wasserordnung von 1868 vor
— Artikel 11 § 2u — , daß , wenn die Anlage eines neuen
oder eine erhebliche Bestickerweiterung eines bestehenden
Wasserzuges für einzelne Grundbesitzer mit erheblich größe¬
rem Nutzen verbunden ist , als für die übrigen , die bei der
Anlage vorzugsweise betheiligten Grundstücke zu einem
ihrem Nutzen entsprechenden außerordentlichen Beitrage
herangezogen werden können . Und die rcvidirte Gemeinde¬
ordnung von 1873 bestimmt in Artikel 48 , daß für Aus¬
gaben , welche zur Erreichung besonderer Vortheile be¬
stimmter Klassen von Gemeindemitgliedern aufgewendet
werden , zunächst die Betheiligten nach einem besonderen
den Verhältnissen entsprechenden Vertheilungsfuße heran¬
gezogen werden können . Deshalb sprechen sich auch die
Amtsberichte übereinstimmend dahin aus , daß in die Wege¬
ordnung eine Bestimmung auszunehmen sei , wonach bei
Herstellung von Gemeindewegen auf Grund eines oberlich
zu genehmigenden Beschlusses des Gemeinderaths eine Vor¬
belastung der zunächst Betheiligten zulässig sein soll.
Damit wird lediglich ein Grundsatz der Gemeindeordnung,
der sich in der Praxis bewährt hat , und für das ein
Specialgesetz , die Wasserordnung , schon in Kraft steht,
auch in das andere Specialgesetz , die Wegeordnung , ein¬
geführt.

Hinsichtlich der Herstellung von Amtschausseen gilt
die Bestimmung des Artikels 88 Z 2 der revidirten Ge-
meindeorduung , wonach , wenn es sich um Chausseen handelt,
welche in besonders geringem oder in besonders hervor¬
ragendem Maaße einzelnen Gemeinden des Amtsverbandes
zu Gute kommen , der Amtsrath verpflichtet ist , sür diese
Gemeinden eine nach Quoten zu bemessende Minder - oder
Mehrbelastung festzusetzen.

Die Frage , ob bei Vertheilung der Unterhaltungslast
der Amtschausseen auf die einzelnen Gemeinden die Mög¬
lichkeit gegeben werden soll , einzelne Gemeinden , welche
beispielsweise gar keine <»Amtschausseen erhalten haben , zu
entlasten , und dagegen dann den übrigen Gemeinden einen
größeren Theil der Unterhaltungslast aufzuerlegen , wird
von den Aemtern verschieden beantwortet . Varel und But-
jadingen sind dagegen , da eine solche Bestimmung nur zu

Streitigkeiten Anlaß geben werde , Jever , Wildeshausen,
Vechta und Cloppenburg empfehlen dieselbe , wobei vom
Amte Cloppenburg bemerkt wird , daß wegen der Com-
plicirtheit der dabei zu berücksichtigenden Verhältnisse ein
Beschluß des Amtsrathes , einzelne Gemeinden nur mit
einer geringeren Quote zu den Unterhaltungskosten heran¬
zuziehen , so leicht nicht zu Stande kommen werde . Es
wird davon auszugehen sein , daß die Bestimmungen der
Wegevrdnuug sich thunlichst den Grundsätzen , wie solche
für die Vertheilung der Lasten des Amtsverbandes auf die
Gemeinden durch die revidirle Gemeindeordnung festgestellt
sind , anzuschließen haben . Der Artikel 88 Z 2 der revi¬
dirten Gemeindeordnung verpflichtet , wie oben bemerkt,
den Amtsrath bei Herstellung von Amtschausseen eine
Vorbelastung der zunächst betheiligteu Gemeinden eintreten
zu lassen . Gegenüber dieser Bestimmung dürfte es nur
konsequent erscheinen , wenn man dem Amtsrath die Be-
fugniß  giebt , mit Genehmigung des Staatsministeriums
zu beschließen , daß , soweit zutreffend , einzelne Gemeinden
mit einer geringeren oder größeren Quote zu den Unter¬
haltungslasten heranzuziehen seien . Dadurch erhält man
doch wenigstens die Möglichkeit , Härten zu vermeiden , wie
sie im Amte Wildeshausen , wie oben bemerkt , hervorgetre¬
ten sind , wo die Gemeinde Großenkneten , welche gar keine
Amtschausseen erhalten hat , jetzt den zweitgrößten Bei¬
trag zu den Unterhaltungskosten der Amtschausseen leisten
muß.

Endlich ist noch in Frage gekommen , ob nicht zu den
Kosten der Unterhaltung der Wege diejenigen , welche die
Wege vorzugsweise abnutzen , nämlich industrielle Etablisse¬
ments , Ziegeleien , Eisenwerke , Sagemühlen u . s. w . mit
einem erhöhten Beitrage zur Wegelast heranzuziehen seien.
Eine dahingehende Maßnahme findet den Beifall der Aem-
ter , doch wird in den Berichten hervorgchoben , daß nicht
erhelle , wie eine solche Maßregel in der Praxis sich werde
durchsühren lassen . Hierzu dars bemerkt werden , daß ent¬
sprechende Vorschriften im Königreiche Preußen zur Durch¬
führung gelangt sind , indem dort dieserhalb folgende Be¬
stimmungen gelten:

Das Hannoversche Gesetz vom 28 . Juli 1851 ent¬
hält in der durch das Gesetz vom 26 . Februar 1877 ver¬
änderten Fassung folgende Bestimmung:

„Werden Gemeindewege oder Landstraßen in Folge
des Betriebes von Fabriken , Bergwerken , Stein¬
brüchen , Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen
in erheblicher Weise dauernd abgenutzt , so kann aus
den Antrag derjenigen , deren Unterhaltungslast
durch solche Unternehmungen vermehrt wird , den
Unternehmern nach Verhältniß dieser Mehrkosten
ein angemessener Beitrag zu den Kosten der Unter¬
haltung des betreffenden Weges auferlegt werden.

Ueber den Eintritt der Voraussetzung und die
Höhe des Betrages , sowie darüber , ob derselbe in
Geld oder Naturalleistungen bestehen soll , entschei¬
det in Ermangelung gütlicher Vereinbarung die
Landdrostei in Uebereinstimmung mit dem provin-
zialständischen Verwaltungsausschusse endgültig . "

Die Bestimmung hat eine weitere Abänderung erfah¬
ren durch H 64 des Zuständigkeitsgesetzes . Hiernach ent-
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scheidet über den besonderen Beitrag auf Klage des Wege¬
baupflichtigen in erster Instanz : bei Gemeindewegen in
Landkreisen der Kreisausschuß , bei sonstigen Wegen der
Bezirksausschuß . Bei den Gemeindewegen in allen bezüg¬
lich der allgemeinen Landesverwaltung selbstständigen Städ¬
ten steht diese Entscheidung dem Bezirksausschüsse zu.

Eine ähnliche Bestimmung ist in den Landestheilen,
in welchen das französische Recht gilt , nach dem Gesetz
vom 16 . September 1807 Artikel 38 in Betreff der „ torets
ou bois mius8 ou ruiuiörss " in Kraft . Nach dem fran¬
zösischen Gesetz vom 21 . März 1836 Artikel 14 können
jedesmal , wenn ein von der Gemeinde in fahrbaren Stand
gesetzter Nachbarweg durch Ausbeutung von Bergwerken
und Steinbrüchen , durch Waldbenutzung oder jede andere
Gewerbe -Unternehmung fortdauernd oder zeitweise abgenutzt
wird , den Unternehmern oder Eigenthümern besondere Lei¬
stungen (8ubveutiou8 speoiulos ) auferlegt werden , deren
Betrag mit der außergewöhnlichen Beschädigung , welche
jene Ausbeutungen verursachen , im Verhältniß steht.

Ferner bestehen gleichartige Bestimmungen in Lauen¬
burg , im Regierungsbezirk Kassel und in den Provinzen
Sachsen , Westfalen und Schlesien.

Die Heranziehung der gewerblichen Betriebe zu Bei¬
trägen soll erfolgen in Lauenburg , wenn ein Weg in erheb¬
licher Weise durch Fabriken rc. abgenutzt wird ; in Kassel,
wenn Landwege in Folge des Betriebes in erheblicher Weise
dauernd abgenutzt werden ; in Sachsen , Westfalen und Schle¬
sien , wenn ein öffentlicher Weg in Folge der Anlegung
von Fabriken rc. vorübergehend oder durch deren Betrieb
dauernd in erheblichem Maße abgenutzt wird.

Entscheidend für die Anwendbarkeit der vorstehend be-
zeichneten Specialgesetze ist , daß der Betrieb die Abnutzung
verursacht ; wer den Transport unternimmt , ist gleichgültig.

Germershausen , Das Wegerecht in Preußen . Band I,
Seite 306 ff.

4 . Die Organisation der Feldwege.

Die Marschämter Butjadingen , Brake und Elsfleth
berichten , daß dort die Bildung der Wegegenossenschaften
aus Grund des Artikels 44 ff . der Wegeordnung auf keine
Schwierigkeiten gestoßen sei und man dort eine Aenderung

, Oldenburg , 1890 Oktober 30.

der bestehenden Vorschriften nicht wünsche . Auch das Amt
Westerstede berichtet , daß dort ein Bedürfniß zur Aenderung
der bestehenden Bestimmungen nicht hervorgetreten sei.
Alle übrigen Aemter sprechen sich dahin aus , daß die Be¬
stimmungen über Feldwege sich nicht bewährt haben . Aus
der Geest stößt die Ermittelung , wer pflichtig ist zur In¬
standsetzung und Unterhaltung eines Feldweges , auf so
viele Schwierigkeiten , daß thatsüchlich die Feststellung der
Wegegenossenschaften nur in wenigen Fällen erfolgt ist im
Verhältnisse zu der großen Anzahl von Feldwegen , welche
in den Wegeregistern verzeichnet stehen . Es dürste hier
eine Abhülfe dadurch geschaffen werden können , daß man
dem Gemeinderath die Besugniß beilegt , wegen der in der
Gemeinde befindlichen Feldwege Folgendes zu beschließen:

Die Gemeinde wird zufolge Beschlusses des Ge¬
meinderaths , welcher der Genehmigung des Amtes be¬
darf , in eine bestimmte Anzahl Bezirke eingestellt für
die Zwecke der Feldwege , deren Charakter im klebrigen
unverändert bleibt . Die Gemeinde soll hiernach beispiels¬
weise in 3 Bezirke : rt,, U , 6 getheilt werden . Sämmt-
liche Grundstücke , welche im Bezirke H. belegen sind , bil¬
den eine Wegegenossenschaft mit juristischer Person für
die Zwecke der Instandsetzung und Unterhaltung der im
Bezirke belegenen Feldwege . Die Genossenschaft wird,
wie die Berieselungsgenossenschaften nach der Wasser¬
ordnung , vertreten durch die Genossenversammlung , in
welcher sich das Stimmgewicht nach dem Beitragsverhält¬
nisse richtet — unkultivirte Flächen bleiben , wie jetzt,
nur zu stz ihrer Größe beitragspflichtig — , oder durch
einen von der Genossenversammlung gewählten Ausschuß,
Verwaltet wird die Genossenschaft durch einen von dem
Ausschüsse bezw . der Genossenversammlung zu wählenden
Vorstand . Der Gemeindevvrstcmd bildet die Aufsichts¬
behörde für die Genossenschaft , vorbehältlich der Auffichts¬
befugnisse der Staatsbehörden.

Schließlich wird noch bemerkt , daß bei einer etwa in
Aussicht zu nehmenden Umarbeitung der Wegegesetzgebung
des Herzogthums auch die Vorschriften der Wegeordnung
über Enteignungen durch die entsprechenden Bestimmungen
des Gesetzes vom 28 . März 1867 über die Enteignungen,
zu Eisenbahnen zu ersetzen sein werden.

Staatsministerium.

Jansen.

Bartel.
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Anlage 38.
An den Landtag des Großherzogthums.

Nachdem der Voranschlag der Eisenbahn -Betriebskasse
für die Finanzperiode 1891/93 mittelst besonderer Vorlage
an den geehrten Landtag gelangt ist , läßt die Staats¬
regierung in der Anlage den Voranschlag des Erneuerungs¬
fonds der Eisenbahn -Verwaltung für den gleichen Zeis
raum Nachfolgen.

Der Voranschlag schließt in Einnahme und Ausgabe
mit einer Gesammtsumme von 2 251000 ^ ab gegen
1570000 ^ des Voranschlags für 1888/90 . Die er¬
heblich höhere Einnahmeziffer hat ihren Grund in der
höheren Veranschlagung der Roheinnahmen des Betriebes,
in dem Betrage des aus der laufenden Finanzperiode in
die nächste übergehenden Ueberschusses (überschläglich

'438000 gegen 280000 und in der Bemessung
der jährlichen Abführung an den Erneuerungsfonds aus
den Betriebseinnahmen zu 10 o/g anstatt der bisherigen
8 o/o.

Zur näheren Begründung und Erläuterung des Vor¬
anschlags ist Folgendes zu bemerken:

1 . In der Vorlage vom 25 . Oktober 1887 , betreffend
die Voranschläge der Eisenbahn -Verwaltung für die Finanz¬
periode 1888/90 sind unter II . 1 . die Umstände ausführ¬
lich dargelegt , durch welche bisher die Entwickelung des
Ernenerungsfonds und die Leistungsfähigkeit desselben in
unerwünschter Weise beengt und zurückgehalten worden ist.
Da für 1888/90 mit Rücksicht auf die Lage des Budgets
eine procentuale Erhöhung der Abführung an den Er¬
neuerungsfonds nicht mehr in Betracht gezogen werden
konnte , hat damals der Antrag der Staatsregierung die
Zustimmung des Landtages gefunden , dem Erneuerungs¬
fonds für die gegenwärtige Finanzperiode als außerordent¬
liche Einnahme diejenigen Betriebsüberlchüsse der Eisen¬
bahn -Verwaltung zu überweisen , welche nach jährlicher Ab¬
führung der Summe von 1152000 ^ an die Landes¬
kasse sich ergeben würden . Zu diesem Auskunftsmittel,
welches dem Erneuerungsfonds in den letzten drei Jahren
erhebliche Mehreinnahmen zugeführt hat , kann für die
Finanzperiode 1891/93 nicht wiederum gegriffen werden,
weil nach der dem geehrten Landtage zugegangenen Vor¬
lage , betreffend den weiteren Ausbau des Oldenburgischcn
Eisenbahnnetzes durch Bahnen untergeordneter Bedeutung
eine Ueberweisung dieser extraordinären Betriebsüberschüfsc
an den zu errichtenden Eisenbahn -Baufonds in Aussicht
genommen ist . Deshalb scheint der Staatsregierung jetzt
der Zeitpunkt gekommen zu sein , in dem es sich empfiehlt,
eine dauernde Kräftigung des Erneuerungsfonds dadurch
herbeizuführen , daß der demselben zu überweisende Antheil
an den Betriebs -Roheinnahmen nunmehr anstatt auf 8 o/o
der letzteren auf 10 o/o — den regierungsseitig bei Er¬
richtung des Fonds im Jahre 1875 bereits vorgeschlagenen
Betrag — festgesetzt wird . Dies wird einerseits um so

unbedenklicher geschehen können , als es , wie zum Vor¬
anschlag der Eisenbahn -Betriebskasse für 1891/93 näher
ausgeführt , bei der im Ganzen günstigen Entwickelung des
Eisenbahnwesens des Herzogthums thunlich befunden wor¬
den ist , die jährliche Ablieferung an die Landeskasse von
dem in den letzten sechs Jahren feftgehaltenen Betrag von
1152000 ^ auf peu Betrag des wirklichen Aufwandes
der Landeskasse für Verzinsung und Amortisation der
Eisenbahnschuld — 1185 000 — zu  erhöhen , anderer¬
seits aber auch deshalb empfohlen werden dürfen , weil es
sich nicht rechtfertigen würde , Ueberschüsfe der Betriebs¬
verwaltung für Eisenbahn -Neubauten in Anspruch zu
nehmen , so lange nicht der Erneuerungsfonds für die Er¬
füllung seiner Aufgaben ausreichend dotirt und gegen
Schwankungen thunlichst sichergestellt ist . Durch Ueber¬
weisung von 10 o/o der Roheinnahmen des Betriebes
dürfte nach den bisherigen Erfahrungen dieser Zweck auf
die Dauer erreicht werden ; sollten in späterer Zeit die
gegenwärtig noch im Wachsen begriffenen Anforderungen
an den Erneuerungsfonds sich wiederum mindern , so würde,
da die Feststellung des Prozentsatzes nach wie vor von
Finanzperiode zu Finanzperiode zu erfolgen haben wird,
Nichts entgegenftehen , mit einer Herabsetzung des Prozent¬
satzes , sei es zum Vortheil der Landeskasse oder des Eisen¬
bahn -Baufonds , wiederum vorzugehen.

2 . Die dem Erneuerungsfonds aus den extraordinären
Betriebsüberschüssen der Eisenbahn -Verwaltung überwiesenen
Einnahmen haben betragen

für 1888 . . . . 409284 33
„ 1889 . . . . 446753 „ 83 „

856 038 »F 16
und sind für 1890 nach dem im Anfang des Jahres auf¬
gestellten Etat des Erneuerungsfonds mäßig veranschlagt
auf 251245 so daß darauf gerechnet werden darf,
daß mit dem Abschluß der Finanzperiode diese außerordent¬
liche Einnahme des Fonds sich auf mindestens 1107300^
beziffern wird.

Daraus sind bisher mit Genehmigung des Landtages
folgende Ausgabepöste verwiesen:

a . 252 600 ^ für Umbau der Lokomotivschuppen - ,
Werkstätten - und Magazin -Anlagen auf dem Haupt¬
bahnhof Oldenburg und Erbauung einer Fettgas¬
anstalt daselbst , wovon indessen aus den in der
Vorlage vom 2 . April d. Js dargelegten Gründen
in der laufenden Finanzperiode nur 28 800 zur
Verwendung gelangt sind,

d . 515000 ^ für den Bau eines Längspiers und
sonstiger nach dem Abkommen mit dem Norddeutschen
Lloyd herzuftellenden Verkehrsanlagen in Norden¬
ham nach Maßgabe der dessülligen Vorlage vom
2 . April d. Js unter Vorbehalt definitiver Be-
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schlußfassung über die Deckung dieses Aufwandes
durch den nächsten ordentlichen Landtag.

Ferner hat sich
«. wie bereits am Schluß der letztgedachten Vorlage

nachrichtlich bemerkt , in Folge der Anforderungen
der in den letzten Jahren in unerwartetem Maaß
fortgeschrittenen Verkehrsentwickelung naturgemäß
eine Ueberschreitung der voranschläglichen Mittel
des Erneuerungsfonds für 1888/90 als unvermeid¬
lich ergeben , welche sich, soweit nicht aus ordent¬
lichen Mehreinnahmen gedeckt, auf im Ganzen
176452 ^ 85 beziffert und ihre Deckung eben¬
falls in den dem Erneuerungsfonds überwiesenen
extraordinären Betriebsüberschüssen zu finden ha¬
ben wird.

Zu d . liegen hiernach die Voraussetzungen für eine
definitive Uebernahme des veranschlagten Aufwandes von
515000 r/L auf die extraordinären Betriebsüberschüsse
des Erneuerungsfonds nunmehr vor . Dabei wird bemerkt,
daß während der Ausführung der Nordenhamer Bauten
die nicht mit in Anschlag gebrachte Herstellung einer elektri¬
schen Beleuchtung für dieselben sich als dringend wüuschens-
werth -ergeben hat und der dafür erforderliche Mehrauf¬
wand von der Eisenbahn -Verwaltung auf 9000 ^ bei in
Aussicht gestellter Minderung der laufenden Kosten für
Beleuchtung veranschlagt worden ist . Demnach gehen diese
9000 ^ der ursprünglich veranschlagten Summe von
515 000 hinzu , indem sich zur Zeit noch nicht über¬
sehen läßt , ob etwa innerhalb der letzteren entsprechende
Minderverwendungen eintreten werden , aus denen dieser
Mehraufwand gedeckt werden könnte.

Zu o. Da cs für die Verwendung der dem Er --
neuerungsfonds überwiesenen extraordinären Betriebsüber¬
schüsse nach desfälligem Vorbehalt der vorgängigen Zu¬
stimmung des Landtages bedarf , hat die Buchung der
thatsächlich unvermeidlich gewordenen Ueberschreitungen beim
Erneuerungsfonds nur als eine vorläufige und unpräju-
dizirliche behandelt werden können unter Vorbehalt der
Genehmigung des Landtages zur Uebernahme derselben
auf die gedachten extraordinären Betriebsüberschüsse . Zu
welchen speziellen Ausgaben die Summe von 176 452 ^
85 ^ hat verwendet werden müssen , läßt sich selbstver¬
ständlich nicht angeben , da dieselbe die Gesammt -Ueber-
schreitung der voranschlagsmäßig einschließlich der ordent¬
lichen Mehreinnahmen verfügbaren Mittel des Erneuerungs¬
fonds darstellt : zu näherer Begründung dieser Ueber¬
schreitung wird jedoch — abgesehen von der besonderen
Vorlage wegen der als solche der Genehmigung des Land¬
tags bedürfenden Hochbauten und Wasserbauten — eine
Zusammenstellung der ansgeführten Bauten und Er¬
neuerungen , welche nicht im Voranschlag für 1888/90 vor¬
gesehen waren (zu einem erheblichen Theil übrigens aus
ordentlichen Mehreinnahmen des Ernenerungsfonds haben
bestritten werden können und theilweise inzwischen als
Hoch - oder Wasserbauten vom Landtage bereits genehmigt
sind ) dem Eisenbahn -Ausschuß zugänglich gemacht werden.

Die Staatsregierung läßt hiernach beantragen:
der geehrte Landtag wolle sich damit einverstanden
erklären , daß die Kosten der nach dem Abkommen
mit dem Norddeutschen Lloyd in Nordenham her-
gestellten Anlagen zum veranschlagten Betrage von
524000 und die für 1888/90 innerhalb des
Voranschlags des Erneuerungsfonds eingetretencn
nicht durch ordentliche Mehreinnahmen gedeckten
Ueberschreitungen der voranschläglichen Mittel zum
veranschlagten Betrage von 176452 ^ 85 auf
die dem Erneuerungsfonds überwiesenen extra¬
ordinären Betriebsüberschüsse der Eisenbahn -Ver¬
waltung übernommen werden.

3 . Unter den veranschlagten Ausgaben nehmen die¬
jenigen für Erneuerung des Oberbaus — Schienen und
Schwellen — (Position 1) und für Vermehrung und Er¬
neuerung der Betriebsmittel (Position 3) einen Ge-
sammtaufwand von 1913150 ^ in Anspruch , wovon auf
Position 1 859110 (gegen 945000 ^ für 1888/90)
und auf Position 3 1054040 ^ (gegen 268800 für
1888/90 , 183 400 ^ für 1885/87 , 128000 ^ für
1882/84 ) entfallen . Der Aufwand für Betriebsmittel zer¬
legt sich wiederum in 425 930 ^ für Lokomotiven
(gegen 177000 ^ für 1888/90 , 135000 -̂ für 1885/87,
75 000 -.L für 1882/84 ) und 628110 „L für Wagen
— 266 550 für Personenwagen , 361560 ^ für
Güterwagen — (gegen 91 800 für 1888/90 , 48400 c/L
für ^ 1885/87 , 53 000 für 1882/84 ). Aus diesen
Ziffern ergiebt sich, daß der Schwerpunkt der für 1891/93
beim Erneuerungsfonds in Aussicht genommenen Mehr¬
aufwendungen in der angestrebten bedeutenden Verstärkung
des Wagenparks der Eisenbahn -Verwaltung liegt , für
welche der veranschlagte Bedarf sich auf nahezu das Zehn¬
fache der desfälligen durchschnittlichen Aufwendungen inner¬
halb der drei letzten Finanzperioden beläuft . Wenngleich
die unverhältnismäßig starke Inanspruchnahme der Mittel
des Erneuerungsfonds für diesen besonderen Zweck zur
nothwendigen Folge hat , daß innerhalb der Rubrik III
des Voranschlags manche an sich wünschenswerthe Er¬
gänzungen und Verbesserungen zur Zeit ausgesetzt bleiben
müssen , glaubt die Staatsregierung doch einer einstweiligen
Konzentration der verfügbaren Mittel auf diese Aufgabe
das Wort reden zu sollen , sowohl weil die bedeutende noch
anhaltende Zunahme des Personen - und Güterverkehrs
und die damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende
Vermehrung der Züge zumal in Berücksichtigung der An¬
forderungen , welche das Abkommen mit dem Norddeutschen
Lloyd voraussichtlich an die Betriebsverwaltung stellen
wird , cs unumgänglich erscheinen läßt , die letztere durch
eine erhebliche Verstärkung des eigenen Wagenparks von
den Nachbar -Verwaltungen unabhängig zu stellen , als auch
weil die in neuerer Zeit hinter dem thatsächlichen Bedarf
mehr oder minder erheblich zurückgebliebene Vermehrung
der eigenen Güterwagen in dem Bedürfniß entsprechenden
Umfange für die Eisenbahn -Verwaltung finanziell vortheil-
hafter ist als das gegenwärtige Verhältnis in welchem
dieselbe einer wesentlichen Steigerung der von ihr als
Mitglied des Preußischen Staatsbahn -Wagenverbandes zu



351

zahlenden Pauschsumme von jährlich 52000 ^ gewärtig
sein muß. Nach dem Plane der Eisenbahn-Verwaltung
ist deshalb sür eine den thatsächlichen Verhältnissen ange¬
messene Verstärkung des Güterwagenparks eine auf zwei
Finanzperiodenzu vertheilende Aufwendung von 500000
durch welche die Beschaffung von etwa l60 Güterwagen
ermöglicht werden würde, in Aussicht genommen und ist
demnach in den Voranschlag für 1891/93 der Betrag von
250000 hierfür eingestellt. Der ebenfalls bedeutend
gesteigerte Aufwand für Anschaffung und Erneuerung von
Lokomotiven rechtfertigt sich in gleicher Weise im Hinblick
auf den wachsenden Verkehr und auf das Abkommen mit
dem Norddeutschen Lloyd. Sowohl die anzuschaffenden
Lokomotiven als Wagen haben theilweise bereits im laufen¬
den Jahre in Bestellung gegeben werden müssen, weil die
mit Aufträgen überhäuften Fabriken geraume Lieferfristen
zu bedingen genöthigt sind und eine alsbaldige Verstärkung
des Betriebsmaterials unter den gegenwärtig obwaltenden
Verhältnissen im dringendsten Interesse des Betriebes ge¬
legen ist. — Zur Begründung des gesteigerten Bedarfs
für Erneuerung des Oberbaues ist bereits in der Vorlage
vom 25. Oktober 1887 , betreffend die Voranschläge der
Eisenbahn-Verwaltung für 1888/90, darauf hingewiesen,
daß die älteren Bahnen allmählich in ein Stadium ge¬
treten sind, in welchem mit der Auswechselung von Schienen
und Schwellen im Interesse der Betriebssicherheit in weite¬
rem Umfange als bisher vorgegangen werden muß. In¬
zwischen sind von den Oldenburgischerseitszu unterhalten¬
den 395 km durchgehender Geleise bereits 60 o/o in Stahl¬
schienen umgebaut bezw. von vornherein mit solchen belegt,
so daß nur noch 40 ' o/o umzubauen bleiben, und es sind
ebenfalls reichlich 40 o/o der ursprünglich eingelegten
Schwellen bereits durch neue ersetzt worden, so daß das
Größtmaaß der jährlichen Leistung für Erneuerung des
Oberbaus als erreicht angesehen und eine allmähliche Er¬
mäßigung der dafür erforderlichen Aufwendungen erwartet
werden darf, welche freilich, da die neueren Erfahrungen
mehr und mehr zur Verwendung dauerhafterer aber kost¬
spieligerer flußeiserner Schwellen anstatt der bisherigen
Holzschwellen drängen und dadurch wiederum eine bessere
aber ebenfalls kostspieligere Entwässerung und Bedeckung
der Bettung des Oberbaus bedingt wird, nur langsam
eintreten kann, dann aber erhebliche dauernde Ersparungen
an Unterhaltungs- und Erneucrungskosten in Aussicht stellt.

4. Zu näherer Begründung der unter Ziffer III des
Ausgabe-Voranschlags eingestellten Aufwendungen für Er-
gänzungs- und Erweiterungs-Anlagen zum Gesammtbettage
von 275600 ist Folgendes zu bemerken:

a. Zu Position  1 . In Gemäßyeit des Antrages
der Vorlage vom 2. April d. Js . hat sich der Landtag
durch Beschluß vom 14. April d. Js . damit einverstanden
erklärt, daß für eine demnächstige Erweiterung des Haupt¬
bahnhofs Oldenburg der Erwerb von Grundstücken an der
Nordseite des jetzigen Bahnhofs zu einer Gesammtfläche
von 8—Ost? kn auf Kosten des Erneuerungsfonds schon
innerhalb der laufenden Finanzperiode erfolge und daß für
die Aufhöhung eines Theiles der zu erwerbenden Flächen
eine Summe von 20000 für 1890 aus dem Er¬

neuerungsfonds verwendet werde. Die darauf wegen des
Grunderwerbes eingeleiteten Verhandlungen, deren Verlauf
theilweise ein Vorgehen im Wege des Enteignungsverfah¬
rens nothwendig gemacht hat, haben sich über Erwarten in
die Länge gezogen und es hat deshalb die in Aussicht ge¬
nommene Aufhöhung eines Theiles des zu erwerbenden
Terrains für das laufende Jahr nicht zur Ausführung ge¬
bracht werden können. In der Vorlage vom2.April d. Js.
sind bereits die Gründe dargelegt, aus welchen die unum¬
gänglich gewordene Erweiterung des Bahnhofsterrains nur
nach der Nordseite ausführbar ist, und dabei bereits ent¬
wickelt, daß es im Fall dieser Erweiterung sich empfehlen
werde, die neu zu erbauenden Lokomotivschuppen- und Werk-
stätten-Anlagen (wofür einschließlich der Herrichtung einer
Fettgasanstalt für 1888/90 bereits die Summe von 252 600^
aus den dem Eryeuerungsfonds überwiesenen extraordinären
Betriebsüberschüssenvom Landtage bewilligt worden war)
auf die neu zu erwerbenden von der Karlftraße aus zu¬
gänglich zu machenden Terrains an der Nordseite zu ver¬
legen, die dadurch verfügbar werdenden Flächen und Bau¬
lichkeiten auf dem alten Bahnhof aber — vorbehältlich
anderweitiger Verwendung einzelner Gebäudetheile— zu
einer durch das Verkehrsbedürfniß ebenfalls erforderten
Vervollständigung der gerade hier besonders günstig etablir-
ten Güterbahnhofs-Anlagen zu verwenden. DieGesammt-
kosten dieses im Verlauf von zwei bis drei Finanzperwden
allmählich zur Ausführung zu bringenden Erweiterungs¬
plans wurden dabei auf 740000 ^ (einschließlich der be¬
reits zur Verfügung stehenden 252 600 von welchen
in 1888/90 28 800 ^ zur Verwendung gelangt sind)
überschlagen unter dem Bemerken, daß das Projekt in sei¬
nen Grundzügen so disponirt sei, daß damit dem Raum-
bedürfniß auf absehbare Zeit auch für den Fall fernerer
Verkehrssteigerung namentlich in Folge weiterer Ausbildung
des OldenburgischenEisenbahnnetzes genügt werde. Auf
dieser Grundlage ist nunmehr ein Plan für die gesammte
Erweiterungsanlage ausgestellt, welcher in seinen Grund¬
zügen als feststehend wird angesehen werden dürfen, in der
Einzeldisposition aber nothwendig mehrfach abhängig bleibt
von noch nicht zu übersehenden Faktoren, insbesondere der
Art der Einführung einer etwaigen Bahn Brake-Oldenburg
in den Hauptbahnhof. Für die Finanzperiode 1891/93
ist für theilweise Herstellung dieser Erweiterungsanlagen
bezw. unvermeidliche Provisorien in den Voranschlag die
Summe von 223 800 eingestellt bezw. aus 1888/90
übertragen, wovon anschlagsmäßig 64500 ^ auf Kosten
des Grunderwerbs, 48000 ^ auf Erdarbeiten, 9350 -/L
auf Entwässerungsanlagen, 5150 ^ auf Oberbau, 38 000
auf die Errichtung der Fettgas-Anftalt, 600 ^ auf Be¬
friedigungen und 29 900 ^ auf Fundamentirungsarbeiten
für die Lokomotivschuppen- und Werkstätten-Neubauten und
Jnsgemeinkosten— zusammen 195 500 ^ — entfallen.
Außerdem bedarf es für die Uebergangszeit namentlich auch
mit Rücksicht auf den hier auszuführenden Bau von Güter¬
wagen unumgänglich einer abermaligen vorübergehenden
Erweiterung der gegenwärtigen Wagen-Werkstätte auf der
Südseite des Bahnhofs in einem Umfange von 825 gw,
deren Kosten auf 28 300 ^ veranschlagt sind; es ist aber
dieser Erweiterungsbau so projektirt, daß der aus einem
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Eisenwerk mit Falzziegeldeckung bestehende Haupttheil des¬
selben in einem Umfange von 660 gm demnächst leicht als
Theil des künftigen Neubaus abgenommen und an der
neuen Stelle ohne größeren Kostenaufwand bleibend wieder
aufgerichtet werden kann . Der Gesammtplan der Bahn¬
hofserweiterung , die Kostenanschläge der für 1891/93 pro-
jektirten Anlagen und das Projekt des provisorischen Er¬
weiterungsbaus der Wagen -Werkstätte werden dem Eisen¬
bahn -Ausschuß vorgelegt und soweit nöthig weiter erläutert
werden.

b . Zu Position  2 . Auf der Station Ahlhorn wer¬
den die vorhandenen vier Dienstwohnungen bewohnt vom
Stationsvcrwalter , dem Assistenten , einem Weichenwächter
und einem Maschinenwärter . Ohne Dienstwohnung sind
oer Bahnmeister , zwei Weichenwärter und ein Stations¬
arbeiter . Dem Bahnmeister ist die einzige in der Nähe
sich findende Privatwohnung zum 1. November d. Js . ge¬
kündigt worden , zwei Weichenwärter und der Stations-
arbciter sind im Dorfe Ahlhorn wohnhaft . Die Wohnung
des Assistenten ist eine Arbeiter -Wohnung und dient nur
zur Aushülfc für den Beamten . Bei der durch diese Ver¬
hältnisse insbesondere die Abhängigkeit der Verwaltung
von Vermiethern im Dorfe Ahlhorn geschaffenen Nothlage
hat die Erbauung eines Hauses mit zwei Dienstwohnungen
(Kostenanschlag 8000 in Aussicht genommen werden
müssen.

e . Zu Position  3 . Bei Herstellung der für die
Benutzung des Norddeutschen Lloyd bestimmten Schisffahrts-
anlagen in Nordenham hat sich das Bedürfniß vorüber¬
gehender Einrichtung eines eigenen Baubüreaus an Ort
und Stelle ergeben . Da sich die Miethung geeigneter Lo¬
kalitäten hiesür als schwer ausführbar und jedenfalls un-
verhältnißmäßig kostspielig erwies , hat die Eisenbahn -Ver¬
waltung die sich darbietende Gelegenheit benutzt , ein dazu
passendes im Jahre 1886 auf ihren eigenen Gründen er¬
bautes Gebäude in besonders geeigneter Lage — das vor¬
mals Stührken 'sche Haus — für den Preis von 6000 ^
aus den Mitteln des Baufonds käuflich zu erwerben , davon
ausgehend , daß ber den der Entwickelung des Ortes Nor¬
denham günstigen Konjunkturen eine Wiederveräußerung des¬
selben nach Abschluß der Bauten sich unschwer ohne Ver¬
lust werde bewerkstelligen lassen . Nachdem inzwischen das
Projekt einer Verlängerung der Eisenbahn von Nordenham
in der Richtung nach Blexen näher herangetreten ist , wird
voraussichtlich das Baubüreau in Nordenham auch nach
Abschluß der Lloydbauten noch für längere Zeit beibehal¬
ten werden müssen und es scheint außerdem mit Rücksicht
auf die in Folge des Lloydverkehrs in Aussicht stehende
Vermehrung des in Nordenham zu stationirenden Beamten¬
personals nach Lage der dortigen örtlichen Verhältnisse
dringend wünschenswerth , eintretenden Falles über zu
Dienstwohnungen geeignete Räumlichkeiten in weiterem Um¬
fange zu verfügen als die vorhandenen Dienstgebäude
dafür Raum bieten . Aus diesen Gesichtspunkten erscheint
der Wunsch berechtigt , das für eine vorübergehende Be¬
nutzung ans Baumitteln acquirirte Gebäude dauernd für
die Betriebsverwaltung zu erwerben und es ist in diesem
Sinne der Kaufpreis mit 6000 ^ zum Ausgabe -Vor¬
anschlag des Erneuerungsfonds eingestellt.

ä . Zu Position  4 bis  8 . Die hier veranschlagten
Bauten an Brücken und Wegunterführungen haben sich
als aus technischen Rücksichten nothwendig ergeben . Die
für Pflasterung des Zufuhrweges und des Vorplatzes am
Empfangsgebäude auf Bahnhof Ihrhove ausgeworfene
Summe repräsentirt die von Oldenburg vertragsmäßig zu
übernehmende Hälfte der von der Königlich Preußischen
Eisenbahn -Verwaltung veranschlagten Gesammtkosten.

s . Zu Position  9 . Bei der Brücke über den Hase-
Kanal zwischen Essen und Quakenbrück darf die Beseiti¬
gung der bereits schadhaft werdenden hölzernen Joche nicht
länger hinausgeschoben werden und ist der veranschlagte
neu -eiserne Ueberbau (27000 im Jahre 1891 her¬
zustellen.

5 . Im Artikel 4 des Staatsvertragcs zwischen Olden¬
burg und den Niederlanden vom 27 . Juni 1874 , betref¬
fend Herstellung einer Eisenbahn -Verbindung von Ihrhove
nach Neuschanz ist folgende Bestimmung enthalten : „Die
Oldenburgische Regierung verpflichtet sich der Niederländi¬
schen Regierung eine jährliche Vergütung für die Benutzung
der Eisenbahn und des Bahnhofs Neuschanz vom Tage
der Betriebseröffnung an zu zahlen und zwar von 4 «/«

1. des auf die Herstellung der Eisenbahn zwischen dem
Bahnhof Neuschanz und der Grenze verwendeten
Kapitals,

2 . aller Kosten der Erweiterungen und Vergrößerun¬
gen der Bauten und Anlagen , welche in beiderseiti¬
gem Einverständniß auf dem Bahnhof Neuschanz
bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Beginn
des gemeinsamen Betriebes auf dem Bahnhof wer¬
den ausgeführt werden , und der Hälfte solcher Ko¬
sten , welche nach Ablauf dieser Frist ausgewendet
werden müssen.

Die Hergabe einer Liquidation über die hiernach von
Oldenburg zu leistenden Zahlungen verzögerte sich aus ver¬
schiedenen Gründen von Seiten der Königlich Niederländi¬
schen Regierung und ist erst nach Ablauf von mehr als
elf Jahren im Jahre 1888 — für die Vergangenheit ab¬
schließend mit dem 31 . Dezember 1887 — erfolgt , während
inzwischen von Seiten der diesseitigen Eisenbahn -Verwaltung
bei jedem Jahresabschluß der Eisenbahn -Betriebskasse die
für solche Zahlungen überschläglich erforderlichen Mittel
zurückgestellt und angesammelt worden sind . Die der Kö¬
niglich Niederländischen Regierung bis zum Ablauf des
Jahres 1887 auf Grund der vorgelegten Liquidation zu
zahlende Summe ist auf 319333 80 festgestellt und
zu diesem Betrage entrichtet ; dagegen hat sich der bei der
Eisenbahn -Verwaltung zu diesem Zweck für den gleichen
Zeitraum zurückgestellte Betrag auf im Ganzen 345 000 ^
belaufen , so daß sich ein Ueberschuß von 25 665 ^ 20 ^s
ergeben hat . Nachdem auf den Antrag der Großherzog¬
lichen Eisenbahn -Direktion dieser Betrag einstweilen dem
Erneuerungsfonds überwiesen worden ist , wird ergebenst
beantragt , der geehrte Landtag wolle mit definitiver Ueber-
weisung desselben an den Erneuerungssonds sich einverstan¬
den erklären.
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6. Die Kosten des Baus der ElsenbahnstreckeVechta-
Lohne waren — abgesehen von den vom Amtsverbande
Vechta übernommenen Kosten des Grunderwerbcs — auf
237 900 veranschlagt und zn diesem Betrage zu Z 73
des Ausgabe- Voranschlags der laufenden Finanzperiode
für 1888 vom Landtage bewilligt. Nach dem Abschluß des
Baukontos haben die Kosten thatsächlich nur 225 791 ^
1 betragen, so daß sich gegen die Anschlagssumme eine
Ersparnis von 12 108 99 ergeben hat. Da sich
inzwischen das Bedürfniß der Vornahme genereller Vor¬
arbeiten für eine Fortsetzung der Bahn Vechta- Lohne in
südlicher Richtung herausgestellt hatte, deren Kasten von
der Eisenbahn- Verwaltung auf 3900 für die Strecke
Lohne-Landcsgrenzc, einschließlich einer Abzweigung nach
Damme und aus 1100 -//^ für die im Preußischen Staats¬
gebiet belegene Strecke Landcsgrcnze-Bramsche bezw. Hesepe
veranschlagt wurden, hat die Staatsregierung geglaubt, in
Ermangelung anderer Mittel diesen Betrag von im Ganzen

Oldenburg, 1890 November 1.

5000 ^ am angemessensten dem Ueberschuß der Bausumme
für Vechta-Lohne zu entnehmen und erlaubt sich die Zu¬
stimmung des geehrten Landtages zu diesem Vorgehen zu
beantragen. Von dem Restbeträge von 7108 -.A 99 ^
ist der Betrag von 3900 an die Landeskasse zurück¬
geleitet und der Betrag von 3208 ^ 99 früheren Vor¬
gängen entsprechend dem Erneuerungsfonds zur Deckung
etwaiger noch au den Baufonds herantretender Ansprüche
überwiesen, wofür ebenfalls das Einverstäudniß des geehrten
Landtages beantragt werden darf.

Indem die Staatsregierung zu jeder etwa weiter ge¬
wünschten erläuternden Auskunft im Einzelnen sich bereit
erklärt, wird ergebenst beantragt:

der geehrte Landtag wolle dem anliegenden Vor¬
anschlag des Erneuerungsfonds der Eisenbahn-Ver¬
waltung für die Finanzperiode 1891/93 seine Zu¬
stimmung ertheilen.

Staatsministerium.

Jansen.

Bartel.

4

Anlagen. XXIV. Landtag. 45
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Nebenanlage zu Anlage 38.

Vorunschlag
der

Einnahmen und Ausgaben
des

Krneuerungsfonds
für die

Eisenbahn -Betriebs -Verwaltung des Herzogthums Oldenburg
für die Finanzperiode 1891 — 1893.

Veranschlagte Einnahme für

Pos- Titel Einnahme. 1891 1892 1893

Z

i. Ueberschuß aus der Finanzperiode 1888/90 . 438000

2. Zuschuß der Eifenbahn -Vetriebskasfe:
10 o/g der Brutto -Einnahme. 544 900 548 650 552900

3. Zurückerhaltene , belegt gewesene Kapitalien. — — —

4. Zinsen aus belegten Kapitalien. — — —

(Die vorübergehend nicht zur Verwendung kommenden Bestände
des Erneuerungsfonds werden als Betriebskapital behnf Deckung
der vorschußweisen Ausgaben für Betriebsmaterialien rc. benutzt).

5. Erlös für das aus diesem Fonds zu erneuernde ausrangirte
Material:

1. für Schienen , Schwellen und Kleineisenzeug rc. 50000 50000 50000

2. „ Oberbaumaterial der Brücken. 100 100 100

3. „ Weichen, Kreuzungen, Drehscheiben. 300 300 300

4. „ Lokomotiven, Tender und Zubehör. 1000 1000 1000

5. „ Personenwagen „ „ . 100 100 100

6. „ Güter - rc. Wagen „ . . 500 500 500

7. „ anderwcite Betriebsmaterialien. 100 100 100

6. Vermischte Einnahmen . . 3 500 3 250 3 500

1038500 604000 608500

Gesammt-Summe der Einnahmen 2251000



355

Berausch!.
Unter- Ausgabe

Position. Position. Titel 8L. Ausgabe. für
1891/93.

I Erneuermtgskosten etc.
1. Für Erneuerung des Oberbaues der Bahn und der Bahnhöfe:

1. Schienen und Kleineisenzeug. 403 500
2. Weichen re. 68 610
3. Schwellen. 387000

2.

>3.
Für Erneuerung einzelner Theile des Ueberbaues der Brücken. . . .
Für Vermehrung und Erneuerung der Betriebsmittel, einschl. einzelner

9000

größerer Theile derselben rc.
1. Lokomotiven und Tender nebit Zubehör:

u. Anschaffung von 5 Stück kleinen gekuppelten Tenderlokomotiven,
je 17800 . 89000

ki. Desgleichen von 2 Stück kleinen Omnibus-Lokomotrven, je 16 400 ^
o. Desgleichen von 5 Stück großen Lokomotiven mit Tendern, je

32 800

34 350 ^ . 171750
ck. Anschaffung von 6 Stück neuen Lokomotivkesseln mit Zubehör

zu großen Lokomotiven, je 9000 . ' . 54000
o. Erneuerung größerer Theile an Lokomotiven und Beschaffung

von Reservetheilen. 24000
1. Umbau bezw. Neubau alter Tender, einschl. der Ausrüstung mit

Luftdruckbremse; 4 Stück je 5200 ^ .
A. Ausrüstung weiterer Lokomotiven mit Luftpumpe nebst Zubehör,

20800

für Luftdruckbremsen; 8 Stück je 1200 ^ .
kr. Einrichtung weiterer Lokomotiven nebst Tendern für Dampfheizung

9600

der Züge ; 8 Stück je 260 . 2080
i. Beschaffung von 2 Reserveachsen für Tender.
kr. Verschiedene und unvorhergesehene Ausgaben für Lokomotiven

900

und Tender. 21000
425 930

2. Personenwagen nebst Zubehör:
u. Anschaffung von 5 Stück Personenwagen I/II Klasse, dreiachsig,

mit Hand- und Luftdruckbremse, Gasbeleuchtung, Dampf- und Bri-
quet-Heizung, je 17 750 -/el. 88750

b. Desgleichen von 10 Stück Personenwagen III . Klaffe, wie vor¬
stehend, je 12050 ^ .

-o. Einrichtung weiterer Personenwagen für Gasbeleuchtung; 15 Stück,
120500

durchschnittlich je 650 ^ .
ck. Einrichtung weiterer Personenwagen für Dampfheizung; 18 Stück,

9 750

je 600 ^ .
x;. Umbau weiterer Durchgangspersoneuwagen III . Klasse in solche II.

10800

und III . Klasse; 4 Stück je 1200 --A. 4800

45*
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Position.
Unter-

Position.
Titel I ? Ausgabe.

Berauscht.
Ausgabe

für
1891,93.

f. Ausrüstung weiterer Personenwagen mit Luftdruckbremse; 12 Stück,
je 1050 ^ . 12 600

A. Einrichtung weiterer Durchgangs-Personenwagen für Heizung durch
Oefen; 9 Stück, je 150 ^ . 1350

In Verschiedene und unvorhergesehene Ausgaben für Personenwagen . 18000
266 550

3. Gepäck- und Güter- rc. Wagen nebst Zubehör:
u. Anschaffung von 3 Stück Gepäckwagen, je 9000 ^ . . . . 27 000

li. Anschaffung von 8 Stück eisernen Erdtransportwagen, je 2100 ^ 16 800

e. Desgleichen von 2 Stück Wassertransportwagen, je 2900 . 5 800

ä. Desgleichen von 5 Stück langen Rungenwagen, je 3462 ^ . - 17 310

6. Anschaffung von sonstigen Güterwagen. 250000

f. Ausrüstung weiterer Gepäckwagen mit Luftdruckbremse3 Stück, je
700 . 2100

A. Ausrüstung weiterer Gepäckwagen mit Packmeister-Abtheilung und
Heizung. 2 000

ü. Anschaffung von Radsätzen, zum Ersatz und zu vergrößerter Reserve;
60 Stück, je 312 ^ 50 ^ . 18 750

i. Anschaffung von 8 Stück leichten Bahnmeisterwagen mit Bremse
je 250 ^ . 2000

ll. Desgleichen von 30 Stück Wagendecken, je 160 -/A. 4 800

I. Verschiedene und unvorhergesehene Ausgaben dieser Abtheilung . 15000
361560

Summa Abtheilung I 1922150

II . In Folge von außergewöhnlichen Natur - etc. Ereignissen
erwachsene Bosten.

4. Durch Unfälle beim Bahnbetriebe erwachsene Kosten. 16 000
5. Instandsetzung der Bahnanlagen und Bauwerke rc. während bezw. nach

Ucbcrschwemmung und Sturm rc. 16 000
6. Entschädigung für Brandunfälle. 3 000
7. Kosten für Wcgräumung des Schnees auf den Strecken und Bahnhöfen 18250

Summa Abtheilung II. 53 250

III . Kosten erheblicher Ergänzungen , Erweiterungen und ver-
bessernngen an Bahnanlagen und Gebäude » etc.

8. Ergänzungen, Erweiterungen und Verbesserungen an Bahnanlagen und
Gebäuden rc.:

- 1. Erweiterung der Lokomotivschuppen- und Werkstütten-Anlagen auf
Bahnhof Oldenburg. 223 800-
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Veranschl.
Unter- Ausgabe

Position. Position. Titel Ik Ausgabe. für
1891/93.

2. Erbauung eines Beamtenhauses für 2 Familien m Ahlhorn . . . 8 000
3. Ankauf des Stürken'schen Hauses am Bahnhof Nordenham . . . . 6 000
4. Umbau der Brücke über Hoyersgraben bei km XI 750 der Oldenburg-

Bremer Bahn. 1350
5. Umbau der Wegnnterführung bei km XX 335 der Oldeuburg-Osna-

brücker Bahn . . 1350
6. Pflasterung des Zufuhrweges und des Vorplatzes am Empfangsgebäude

auf Bahnhof Ihrhove — antheilig — . 2100
7. Verstärkung des Ueberbaues der Huntebrücke zu Oldenburg in der Osna-

brücker Bahn. 3 000
8. Verstärkung des Ueberbaues der Moorriemer Kanalbrücke in der Hude-

Nordenhamer Bahn. 3 000
9. Neuer eiserner Ueberbau von 23 m Stützweite für die Brücke über

den Hasekanal in der Oldenburg-Osnabrücker Bahn unter Wegfall
der hölzernen Joche. 27 000

Summa Abtheilung III 275 600

IV . Belegte Kapitalien.
9. Belegte Kapitalien (Siehe die Anmerkung bei Einnahme-Position 4).

Wiederholung der Ausgaben.
Abtheilung I. 1922150

II. 53 250
m. 275 600

Gesammt-Summe der Ausgaben 2251000

Vergleichung.
1. Die Gesammt-Einnahme ist veranschlagt. 2251000
2. „ „ Ausgabe „ „ . 2251000

Anmerkungen. Mithin ausgleichend.

1. Die Vertheilung der Ausgaben auf die einzelnen Jahre der Finanz-
Periode bedarf der vorherigen Genehmigung des Staatsministeriums
und erfolgt nach dem Bedürfniß und nach dem jeweiligen Stande
der verfügbaren Mittel.

2. Eine Ueberrcchnung des Minderverbrauchs in einem Jahre der
Finanzperiode auf die andern Jahre der Periode findet statt.

Die Minderverwendungenbei den einzelnen Positionen können
zur Deckung von Mehrausgaben bei andern Positionen ver¬
wendet werden.

3. Die aus dem Erneuerungsfonds zu bestreitenden Neubauten für
Hafenanlagen in Nordenham und Elsfleth, abgesehen von Fällen
der Noth und Gefahr, unterliegen der Bewilligung des Land¬
tags, desgleichen die Hochbauten.

4. Der Zuschuß zum Erneuerungsfonds aus der Eisenbahn-Betriebs-
kasse wird auf 10 «/« der Brutto -Einnahme festgesetzt.
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39.Anlage
An den Landtag des Großherzogthums.

Die Staatsregierung hat d m̂ geehrten Landtage die
ergebenste Mittherlung zu machen, daß Seine Königliche
Hoheit der Großherzog zu Regierungskommissaren für die
Verhandlungen des Landtags zu ernennen geruht haben

sämtliche Vortragende Räthe des Staatsministeriums,
Oldenburg, 1890 Oktober 28.

den Geheimen OberkammerrathRüder,
den Eisenbahn-Direktor Geheimen Oberregierungs

rath Bormann.
den Regierungsrath Bödeker in Birkenfeld.

Staatsministerium.
Jansen.

Bartel.

Anlage 40.
An den Landtag des Großherzogthums.

In Gemäßheit des Artikels 196 Z 2 des Staats¬
grundgesetzes werden dem geehrten Landtage in den An¬
lagen:

die Landeskasse-Rechnungen des Fürstentums Bir-
kenseld für die Jahre 1885, 1886 und 1887

nebst den zu diesen Rechnungen durch die Oberrevision
veranlaßten Revisionsverhandlungen hierbei vorgelegt.

Diese Rechnungen re. sind zufolge der Bestimmung
im Artikel 17 Ziffer 2 des Gesetzes vom 23. November
1852 dem Provinzialrathe des Fürstenthums Birkenfeld
mitgetheilt gewesen und hat derselbe nach dem hierbei an¬
gelegten Auszuge aus dem Protokolle der dritten Sitzung
vom 29. Oktober d. I . Erinnerungen gegen die Rech¬
nungen nicht erhoben.

Nach der hier ferner angelegten Zusammenstellung der
Rechnungsergebnisse in der Finanzperiode 1885/87 ergiebt
sich eine Ueberschreitung der Extraordinarien gegen den
Voranschlag im Betrage von 31103 80 ŝ, welche
nach dem oben erwähnten Auszuge aus dem Protokolle
vom 29. Oktober d. I . vom Provinzialrath als gerecht-

Oldenburg, 1890 November 4.

fertigt anerkannt worden, und wozu die nachträgliche Zu¬
stimmung des Landtags erforderlich ist.

Indem dieserhalb auf die im Schreiben der Groß¬
herzoglichen Regierung an den Provinzialrath vom
17. Oktober d. I . —- welches ebenfalls hierneben vorgelegt
wird — angezogenen näheren Begründungen der Ueber-
schrcitungen Bezug genommen wird, beantragt die Staats¬
regierung:

der geehrte Landtag wolle zu der Ueberschreitung
des Voranschlags für die Finanzperiode 1885/87
um 31103 ^ 80 nachträglich seine Zustimmung
ertheilen.

Das Staatsministerium hat schließlich den geehrten
Landtag um demnächstige Rückgabe der sämtlichen An¬
lagen zu ersuchen, mit dem Bemerken, daß die besonders
gebundenen Belege zu den Ausgabe-Rechnungen(6 Bände)
vorläufig in der Ministerial-Registratur (Departement der
Finanzen) zurückbehalten sind, deren Mitteilung jedoch zu
jeder Zeit auf Verlangen erfolgen kann.

Staatsministerium.
Jansen.

D r o st.


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

